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Kurzmeldungen

Mehrsprachigkeit
im Fußball

Diebe schlugen
Autoscheiben ein

Fahrerflucht nach Unfall
Innsbruck – Warum funkti-
oniert im Fußball trotz der
Mehrsprachigkeit der Spie-
ler die Kommunikation?
Dieser Frage gehen ehe-
malige Profi-Spieler und
Trainer am Freitag, 10. Ju-
ni, um 19 Uhr bei einer öf-
fentlichen Podiumsdiskus-
sion im Claudiasaal in der
Herzog-Friedrich-Straße 3
in Innsbruck nach. (TT)

Innsbruck – Bei insgesamt
vier Autos wurden in der
Nacht zum Mittwoch in
Innsbruck die Seitenschei-
ben eingeschlagen und
Wertgegenstände aus den
Fahrzeugen gestohlen. Da-
durch entstand ein Scha-
den in vorerst unbekannter
Höhe. Die Polizei bittet um
sachdienliche Hinweise zu
den Diebstählen. (TT)

Aschau – Dienstagmittag
kam es in Aschau im Ziller-
tal auf einer Gemeindestra-
ße zu einem schweren Ver-
kehrsunfall – in dessen
weiterer Folge eine Auto-
fahrerin Fahrerflucht be-
ging. Währenddessen blieb
ein 73-jähriger Radfahrer
verletzt auf der Fahrbahn
zurück. Zum Unfall war es
mittags im Bereich Distel-
berg gekommen. Der ge-

Das Fahrzeug wurde bei dem Unfall
erheblich beschädigt. Foto: Zoom-Tirol

naue Unfallhergang und wie
es zum Zusammenstoß zwi-
schen dem Auto gekommen
war, ist noch völlig unklar. Der
73-jährige Einheimische kam
zu Sturz und zog sich schwere
Verletzungen an der Wirbel-
säule und am Rücken zu. Die
Pkw-Lenkerin, die mit einem
dunklen Auto unterwegs war,
verließ die Unfallstelle, ohne
anzuhalten. Die Polizei sucht
jetzt nach Zeugen. (TT)

Ehrwald – Eine 19-jährige
Deutsche lenkte gestern ge-
gen 13 Uhr ihr Auto in Ehr-
wald in Richtung Grenze, als
sie in einer Kurve von der Stra-
ße abkam, sich überschlug
und in der Loisach auf den
Rädern zum Stehen kam. Die
Frau konnte sich selbst befrei-
en. Sie wurde mit schweren
Verletzungen im Bereich des
Brustkorbes in die Klinik nach
Garmisch geflogen. (TT)

Auto landete in der Loisach

Kardiologie:
Nachspiel
vor Gericht

Von Anita Heubacher

Innsbruck – Nächste Woche
treffen sich der ehemalige
Primar der Innsbrucker Kar-
diologie, Wolfgang Michael
Franz, und seine Arbeitgeber
vor Gericht wieder. Die Ar-
beitgeber sind in dem Fall die
Medizinische Universität und
die tirol kliniken als Spitals-
träger. Der Kardiologe geht
gegen beide vor. Daneben
ermittelt die Staatsanwalt-
schaft Innsbruck nach wie vor
wegen fahrlässiger Tötung in
mehreren Fällen. Eine anony-
me Anzeige und die Anzeige
einer Hinterbliebenen hatten
Franz belastet. Die Ermitt-
lungen seien noch im Laufen,
hieß es gestern seitens der
Staatsanwaltschaft.

Vor Gericht geht es nächs-
te Woche zuerst einmal um
die Medizinische Universität.
Deren Rektorin hatte Franz
nach gut zwei Jahren als Lei-
ter abberufen. Der Abberu-
fung waren monatelange Be-
schwerden vorausgegangen.
Die Vorwürfe der nachgereih-
ten Ärzte und Pfleger reichten
von klinischen Defiziten des
Professors über mangelnde
Führungskompetenz bis hin
zu fragwürdigen Patientenab-
rechnungen. Die Abberufung
war eine Premiere. So etwas
hat es in der Geschichte der
Medizin-Universität noch
nicht gegeben. Eine Abberu-
fung interpretieren manche
als Schuldeingeständnis der
Universität, einen Fehler bei
der Bestellung des Professors
gemacht zu haben. Die Me-
dizin-Universität hatte unter
der ehemaligen Führung bei
30 Bewerbern Wolfgang Mi-
chael Franz aus Deutschland
berufen. Helga Fritsch war
damals Vizerektorin. Franz ist
immer noch Angestellter der
Universität bei vollen Bezü-
gen. Der Kardiologe forscht
im Auftrag der Medizin-Uni.

Im Auftrag der tirol klini-
ken – und damit sind wir bei
Franz’ zweitem Arbeitgeber
– müsste Franz Patienten
versorgen und dürfte Privat-
patienten abrechnen. Nach-
dem die Beschwerden über

Franz nicht verstummten,
trat der Vorstand der tirol kli-
niken, Stefan Deflorian, letz-
ten Sommer in Vorlage. Eine
Expertenkommission wurde
eingesetzt, um zu klären, ob
Franz Privatpatienten richtig
abgerechnet hat. Die Exper-
ten förderten Ungereimthei-
ten in mindestens 200 Fällen
zutage. Außerdem ließ Deflo-
rian in der Schweiz mehrere
Todesfälle begutachten. Es
soll abgeklärt werden, ob ein
Verschulden Franz’ vorliegt.

Die tirol kliniken entzo-
gen Franz die Patientenver-
sorgung. Bis heute darf er
keine Herzpatienten an der
Klinik mehr behandeln. Da-
gegen beruft der Kardiologe
vor Gericht. Außerdem strich
die Klinikführung Franz den
Wirtschaftsvertrag. Finanziell
ist das mehr als schmerzhaft,
heißt das doch, dass Franz
keine Privatpatienten mehr
abrechnen darf. Allein an den
Landesspitälern wurden laut
Rechnungshof 30 Millionen
Euro im Jahr an Privatgeldern
eingehoben. Spitzenverdie-
ner unter den Primaren rech-
nen pro Jahr mehr als eine
Million Euro an Privatgeld ab.
Von den Honoraren müssen
Klinikchefs dem Spital und
den nachgeordneten Ärzten
Anteile abgeben.

Vor Prozessbeginn wollten
Med-Uni und tirol kliniken
keine Stellungnahmen abge-
ben. Franz war für eine Stel-
lungnahme nicht erreichbar.

Gegen seine Abberufung als
Klinikchef und das Verbot,

Patienten zu behandeln, geht der
ehemalige Chef der Kardiologie vor.

Die Kardiologie beschäftigt Gerich-
te und Gutachter. Foto: Mühlanger

Innsbruck – Die angekündig-
te Sammelklage von Agrarge-
meinschaften und ihren Mit-
gliedern gegen die von ihnen
kritisierte Enteignung durch
das neue Agrargesetz beschäf-
tigt auch die Landwirtschafts-
kammer. Bekanntlich soll über
eine Schweizer Prozessfinan-
zierungsagentur das Gesetz
gekippt werden – Ziel ist der

Gang zum Menschenrechtsge-
richtshof in Straßburg.Wie vie-
le Agrarier sich daran beteili-
gen und ob die Vorgangsweise
überhaupt rechtlich möglich
ist, wird sich in den nächsten
Wochen weisen.

Der Agrarausschuss der
Bauernkammer beriet am
Dienstag über die Klagen, wo-
bei Bedenken geäußert wur-

den. Einige Agrarfunktionäre
drängten auf eine Empfehlung
der Interessenvertretung, doch
die sieht die Entscheidung al-
lein bei den Agrarmitgliedern.
Die Prozess- und Rechtsan-
waltskosten trägt die Finanzie-
rungsagentur, bei einem Erfolg
ist sie mit 40 Prozent an den
möglichen Entschädigungs-
zahlungen beteiligt. (pn)

Agrar-Klage beschäftigt Bauernkammer

Die Agrarier wollen Entschädigungen
von den Gemeinden. Foto: Mühlanger

Oppitz-Plörer und Häupl appellieren an Gemeinden. Damit Präsident Fischer in Rente auch am Ball bleibt, gab’s vor der EURO ein Städtebund-Trikot. Fotos: Wache

1000 Asylplätze fehlen in Tirol,
Häupl für Durchgriffsrecht

Von Peter Nindler

Innsbruck – Um die Unter-
bringung von Flüchtlingen
und die Verteilung der Steuer-
mittel (Finanzausgleich) geht
es beim Städtebundtreffen in
Innsbruck. Noch bis Freitag
werden sich die Vertreter von
Österreichs Städten damit aus-
einandersetzen. In der Asylkri-
se haben sich die Hauptlast zu
schultern.Während jede Stadt,
Schutzsuchende einquartiert
hat, sind die Gemeinden säu-
mig.

So haben zwei Drittel der
279 Kommunen in Tirol noch
keine Flüchtlinge aufgenom-
men, in der Unterbringungs-
quote rangiert Tirol mit 86
Prozent stabil an der letzten
Stelle. 6250 Asylwerber wer-
den versorgt, insgesamt fehlen
1000 Plätze. Die Kritik an Groß-
quartieren ist groß, doch die
Gemeinden hinken mit klei-
neren Asylunterkünften nach
wie vor hinten nach. Der Städ-
tebundpräsident und Wiener
Bürgermeister Michael Häupl
(SP) spricht sich zwar nach
wie vor für Kooperationen mit

den Gemeinden aus, „weil das
Drüberfahren über die Bür-
germeister ganz schlecht ist“,
gleichzeitig erinnert er aber
an das im Bund beschlossene
Durchgriffsrecht in den Län-
dern. Das sei bisher kaum
zur Anwendung gekommen.
„Wenn ich eine Schaufel ha-
be und sie im Eck stehen las-
se, bringt sie mir bei der Arbeit
auch nicht rasend viel.“

Über die Aufteilung von
Flüchtlingen gibt es darüber
hinaus auch eine klare Verein-
barung zwischen Bund und
Ländern. Analog zur Debat-
te in der EU kann sich Häupl
auch eine Abgabe säumi-
ger Bundesländer vorstellen.
Schließlich müssen die ande-
ren Regionen dann einsprin-
gen. Ein möglicher Standort
für eine vom Bund verordnete
Asylunterkunft mit 450 Plätzen
ist die Winterstellerkaserne in
St.Johann i.T.

Innsbrucks BM Christine
Oppitz-Plörer formulierte es
am Mittwoch positiv: „Wir
müssen uns nur mutig den
Herausforderungen stellen.“
671 Asylquartiere wurden seit

Jahresbeginn in Tirol geschaf-
fen, 800 weitere sind geplant.

Tirols LH Günther Platter
(VP) kann sich mit den Aus-
sagen Häupls naturgemäß
nicht anfreunden. „Wir wer-
den unseren Weg konsequent
weitergehen, dass wir Flücht-
lingsunterkünfte im guten
Einvernehmen mit den Ge-
meinden schaffen.“ Man be-

nötige dabei keine Ratschläge
von außen und kein Durch-
griffsrecht, „insbesondere
auch deshalb nicht, weil noch
viele Plätze der Bundesbe-
treuung in Tirol leer stehen“.
Im Innenministerium sieht
man das anders: Derzeit ge-
be es weniger Asylanträge,
deshalb sei die Situation ein
wenig entspannter, heißt es
Doch steige die Zahl der Asyl-

verfahren wieder, würden die
Puffer fehlen.

Für Platter ist dennoch das
Einvernehmen mit den Ge-
meinden unerlässlich für die
Akzeptanz und die Integrati-
on der Asylwerber in den Ge-
meinden. Daran würde auch
das Innenministerium nicht
vorbeikommen. „Insgesamt
brauchen wir eine deutliche
Reduktion der Flüchtlings-
zahlen, um die Menschen und
Strukturen in unserem Land
nicht zu überfordern“, betont
Platter, der den umstritten
Vorstoß von Außenminister
Sebastian Kurz (VP) als drin-
gend notwendig bezeichnet,
weil damit eine Diskussion in
Gang gebracht worden sei.

Beim Finanzausgleich gibt
sich der Wiener Bürgermeis-
ter pragmatisch. Die Städte
würden zum einen mehr Geld
vom Bund benötigen, deutlich
spricht sich Häupl außerdem
für eine Anhebung der von
Städten und Gemeinden ein-
gehobenen Grundsteuer aus.
„Zwischen Verkehrs- und Ver-
kaufswert klafft nämlich eine
große Lücke.“

Städtebundchef Häupl forciert Kooperation mit Gemeinden. „Wenn das nichts
nützt, müsste aber der Bund handeln.“ Platter ist gegen Ratschläge von außen.

„Dass Durchgriffs­
recht bei den Asyl­

unterkünften ist bisher
kaum zur Anwendung
gekommen.“

BM Michael Häupl/SP
(Städtebundpräsident)


